
 

  

S 4 U 2930/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 1.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 U 2930/18
Datum 09.04.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 U 1553/20
Datum 02.05.2022

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 9. April 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt die Anerkennung einer verbliebenen InstabilitÃ¤t der
Segmente C4/C5 der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) Grad 1 nach Meyerding und einer
BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS als weitere Folgen eines Arbeitsunfalles vom
5.Â Februar 2015. Zudem begehrt sie fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Mai 2017 bis zum
31.Â Januar 2018 die Zahlung einer GesamtvergÃ¼tung nach einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 30Â vH anstatt 20 vH.

Am 5.Â Februar 2015 erlitt die 1962 geborene KlÃ¤gerin einen Arbeitsunfall. Sie war
im Rahmen ihrer beruflichen TÃ¤tigkeit als SozialpÃ¤dagogin auf dem
Nachauseweg, als ein mit erhÃ¶hter Geschwindigkeit entgegenkommendes
Fahrzeug bei winterlichen StraÃ�enverhÃ¤ltnissen mit ihrem Fahrzeug kollidierte.
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Am nÃ¤chsten Tag wurde sie erstmals Ã¤rztlich vorstellig. Im
Durchgangsarztbericht von H1 vom 6.Â Februar 2015 wurde eine HWS-Distorsion
diagnostiziert. In einem Bericht der BGU Klinik F1 vom Mai 2015 ist ein
neurochirurgisches/wirbelsÃ¤ulenchirurgisches Konsil des S1 dokumentiert, der von
einer stattgehabten diskoligamentÃ¤ren Verletzung im Bewegungssegment C 4/5
bei Zustand nach Hochrasanztrauma ausging. Im diesem Bericht wurde
zusammenfassend festgehalten, eine MdE im rentenberechtigendem AusmaÃ�
kÃ¶nne momentan nicht sicher ausgeschlossen werden und mÃ¼sse ggf.
gutachterlich beurteilt werden. 

Der A1 fÃ¼hrte in einem auf Veranlassung der Beklagten erstellten
psychologischen Zusatzgutachten vom 28.Â Februar 2016 aus, auf psychischer
Ebene liege keine Unfallfolge und keine MdE vor. 

Auf Veranlassung der Beklagten erstatte S2 am 7.Â Februar 2017 ein
orthopÃ¤disches Gutachten. Er fÃ¼hrte hierin aus, in der durchgefÃ¼hrten MRT
habe sich der Verdacht auf ein subakutes HÃ¤matom im unteren vorderen
LÃ¤ngsband in HÃ¶he C 4/5 ergeben. Durch den Unfall sei es zu einer
diskoligamentÃ¤ren InstabilitÃ¤t C 4/5 Grad I nach Meyerding gekommen, die er mit
einer MdE von 30 vH bewerte. 

M1 widersprach in einer beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 21.Â Februar
2017 dem Ergebnis des Gutachtens des S2. Nach Beiziehung weiterer
Befundunterlagen und MRT-Bildern befragte die Beklagte den Z1 im Rahmen einer
fachÃ¤rztlichen Stellungnahme. Dieser fÃ¼hrte am 4.Â April 2017 aus, es gebe
keine sicher frische substantielle Verletzungsfolge in zeitlicher Ã�bereinstimmung
mit dem Ereignis vom 5.Â Februar 2015. In einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
3.Â Mai 2017 â�� unter zusÃ¤tzlicher Auswertung einer weiteren MRT-Untersuchung
vom 26.Â Juni 2015 â�� hielt er daran fest, dass die Degeneration der Bandscheibe
im Segment C 4/5 nicht auf das Ereignis vom 5.Â Februar 2015 zurÃ¼ckgefÃ¼hrt
werden kÃ¶nne, zumal auch in den Nachbarsegmenten diskrete degenerative
BandscheibenschÃ¤den vorlÃ¤gen.

Mit beratungsÃ¤rztlicher Stellungnahme vom 18.Â Mai 2017 wies M1 auf
bestehende Unklarheiten bei der Annahme einer richtungsweisenden
Verschlimmerung hin und empfahl (dennoch) abschlieÃ�end, eine
richtungsweisende Verschlimmerung eines vorbestehenden Leidens anzuerkennen
und eine MdE von 20 vH zu gewÃ¤hren.

Mit Bescheid vom 8.Â August 2017 gewÃ¤hrte die Beklagte wegen der Folgen des
Arbeitsunfalles vom 5.Â Februar 2015 fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Mai 2017 bis zum
31.Â Januar 2018 eine GesamtvergÃ¼tung von 4.674,40 â�¬ als Abfindung nach
einer MdE von 20Â vH. Nach diesem Zeitraum werde eine zu entschÃ¤digende MdE
voraussichtlich nicht mehr bestehen. Als Unfallfolgen erkannte die Beklagte eine
vorÃ¼bergehende Verschlimmerung der InstabilitÃ¤t im Segment C4/C5 der
WirbelsÃ¤ule nach Hochrasanztrauma an. Das HÃ¤matom, die Einblutung auf
HÃ¶he C4/C5 sowie die akute Belastungsreaktion seien ohne wesentliche Folgen
ausgeheilt. 
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Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch. Im Rahmen des
Widerspruchsverfahrens veranlasste die Beklagte eine Begutachtung durch H2.
Dieser fÃ¼hrte aus, durch das Unfallereignis vom 5.Â Februar 2015 sei es im
Segment C 4/5 zu einer radiologisch objektivierten LÃ¤ngsbandverletzung
gekommen, die die im Rahmen der vorbestehenden degenerativen
VerÃ¤nderungen bestehende Situation vorÃ¼bergehend verschlimmert habe. Im
Rahmen der aktuellen Untersuchung bestehe eine BewegungseinschrÃ¤nkung der
HWS. Es fÃ¤nden sich degenerative VerÃ¤nderungen im Bereich der HWS. Im
Segment C 4/5 hÃ¤tten die unfallunabhÃ¤ngigen degenerativen VerÃ¤nderungen
zugenommen. UnfallunabhÃ¤ngig fÃ¤nden sich degenerative VerÃ¤nderungen im
Bereich der HWS in den Etagen C 4 bis C 7 und im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule
in den Etagen L 4 bis S 1. Die KlÃ¤gerin sei nach dem Unfall zunÃ¤chst mit einer
MdE von 20Â vH auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beeintrÃ¤chtigt gewesen. Ab
dem 1.Â Mai 2017 sei sie mit einer MdE von 10Â vH in ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit
gemindert.

Den Widerspruch wies die Beklagte hieraufhin mit Widerspruchsbescheid vom
29.Â August 2018 zurÃ¼ck.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 24.Â September 2018 Klage zum Sozialgericht
Heilbronn (SG) erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat sie u.a. vorgetragen, der
Arbeitsunfall habe nicht lediglich zu vorÃ¼bergehenden Beschwerden gefÃ¼hrt,
vielmehr sei die InstabilitÃ¤t C4/5 Grad 1 nach Meyerding erst durch den Unfall
verursacht worden und Folge des Unfalles.

Das SG hat von Amts wegen ein fachorthopÃ¤disches Hauptgutachten bei demÂ T1
und ein neurologisch-psychiatrisches Zusatzgutachten bei dem Facharzt fÃ¼r S3
eingeholt.

In seinem neurologisch-psychiatrischen Gutachten vom 10.Â Oktober 2019 hat S3
ausgefÃ¼hrt, es bestehe kein Anhalt fÃ¼r eine Erkrankung auf neurologisch-
psychiatrischem Fachgebietes. Eine unfallbedingte MdE von 10Â vH oder mehr habe
aus neurologisch-psychiatrischer und internistischer Sicht niemals bestanden.

Der Facharzt T1 hat in seinem Gutachten vom 15.Â Oktober 2019 sowie einer
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 16. Januar 2020 eine Distorsion (Verstauchung)
der HWS im Rahmen des Unfallereignisses vom 5.Â Februar 2015, eine beginnende
degenerative VerschleiÃ�erkrankung der HWS mit endgradiger
FunktionseinschrÃ¤nkung ohne radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik und eine
SchilddrÃ¼senfunktionsstÃ¶rung, medikamentÃ¶s behandelt diagnostiziert. Auf den
Unfall vom 5.Â Februar 2015 sei die Distorsion der HWS zurÃ¼ckzufÃ¼hren.
Aufgrund der erlittenen HWS-Prellung lasse sich eine unfallbedingte
ArbeitsunfÃ¤higkeit von sechs Wochen begrÃ¼nden. Eine unfallbedingte MdE habe
auf orthopÃ¤disch/unfallchirurgischem Fachgebiet zu keinem Zeitpunkt bestanden. 

Mit Gerichtsbescheid vom 9.Â April 2020 hat das SG die Klage abgewiesen.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 14.Â Mai 2020 Berufung eingelegt. Zur
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BegrÃ¼ndung hat sie vorgetragen, entgegen der EinschÃ¤tzung der gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen T1 und S3 seien die geltend gemachten GesundheitsstÃ¶rungen
sehr wohl auf den Arbeitsunfall zurÃ¼ck zu fÃ¼hren. Bereits S2 habe im Gutachten
vom 7.Â Februar 2017 festgestellt, dass der Autounfall in der Lage gewesen sei,
eine Spondylolisthesis hervorzurufen und mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit Ursache dieser InstabilitÃ¤t sei. DemgegenÃ¼ber Ã¼berzeuge
das Gutachten des T1 nicht. Insbesondere sei unzutreffend, dass es zu keinem
Zeitpunkt zu einem sogenannten Bone bruise gekommen sei. Die HWS-Verletzung
und das HÃ¤matom habe T1 auÃ�er Acht gelassen. Die erstinstanzlich noch
begehrte Verpflichtung der Beklagten eine ErschÃ¶pfungsdepression als weitere
Unfallfolge anzuerkennen, hat die KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren zuletzt nicht
mehr weiterverfolgt. 

Die KlÃ¤gerin hat zuletzt noch beantragt,

den Gerichtsbescheid des SG Heilbronn vom 9.Â April 2020 aufzuheben und die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 8.Â August 2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 29.Â August 2018 zu verurteilen, die verbliebene
InstabilitÃ¤t C4/C5 Grad 1 nach Meyerding und die BewegungseinschrÃ¤nkung der
HWS als weitere Folge des Arbeitsunfalles vom 5.Â Februar 2015 anzuerkennen und
der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Mai 2017 bis zum 31.Â Januar 2018 eine
GesamtvergÃ¼tung nach einer MdE von 30Â vH zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt das Urteil des SG fÃ¼r zutreffend und hat darauf verwiesen.

In einem vom Berichterstatter mit den Beteiligten durchgefÃ¼hrten
ErÃ¶rterungstermin am 4.Â September 2020 hat die KlÃ¤gerin ergÃ¤nzend
vorgetragen, der Bericht der BGU Klinik F1 vom 29.Â Mai 2015 sei bislang nicht
ausreichend gewÃ¼rdigt worden.

Der Senat hat auf Antrag der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§Â 109Â SGG zunÃ¤chst ein
fachorthopÃ¤disch/unfallchirurgisches Gutachten bei J1 in Auftrag gegeben und
diesem eine Frist zur Gutachtenserstellung auf den 27.Â Februar 2021 gesetzt.
Noch vor Ablauf dieser Frist hat die KlÃ¤gerin am 22.Â Februar 2021 mitteilen
lassen, dass sie â��kein Gutachten gemÃ¤Ã� Â§Â 109Â SGG bei J1 mehr
wÃ¼nschtâ��, da sich dieser erst verspÃ¤tet bei ihr gemeldet habe. Sie hat die
GewÃ¤hrung einer weiteren Frist fÃ¼r die Beantragung eines anderen Gutachters
beantragt. Der Senat hat diesem Antrag stattgegeben und sodann entsprechend
dem weiteren Antrag der KlÃ¤gerin gem. Â§Â 109 SGGÂ V1 mit der Erstellung eines
fachorthopÃ¤disch/unfallchirurgischen Gutachtens bis zum 19.Â Juni 2021
beauftragt. Erst nach mehrmaligen FristverlÃ¤ngerungen sowie der VerhÃ¤ngung
eines Ordnungsgeldes hatÂ V1 am 2.Â Februar 2022 das angeforderte Gutachten
erstattet (nachdem zuvor am 20.Â Dezember 2021 ein lediglich von B1
unterzeichnetes Gutachten Ã¼bersandt worden war). In seinem Gutachten hat er

                               4 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGG/109.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/109.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/109.html


 

ausgefÃ¼hrt, als Unfallfolge habe eine HWS-Distorsion Grad II nach Quebec-Task-
Force bestanden. Da eine schwerwiegende traumatische SchÃ¤digung der
Bandscheibe und des Bandapparates ausgeschlossen werden kÃ¶nne, lasse sich
keine traumatisch bedingte InstabilitÃ¤t ableiten. Die endgradige
BewegungseinschrÃ¤nkung der HalswirbelsÃ¤ule erklÃ¤re sich durch die
degenerativen VerÃ¤nderungen C4 bis Th1. Eine Ã�berdehnung sei als
unfallbedingte Folge zu betrachten, die allerdings folgenlos ausgeheilt sei. Eine
unfallbedingte MdE habe auf orthopÃ¤disch/unfallchirurgischen Fachgebiet bei der
KlÃ¤gerin zu keinem Zeitpunkt bestanden.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten und der Einzelheiten des
Sachverhalts wird auf die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten und die
Prozessakten erster und zweiter Instanz verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist statthaft (Â§Â 105 Abs.Â 2 SatzÂ 1, Â§Â 143Â SGG),
insbesondere nicht nach Â§Â 144 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 1Â SGG
zulassungsbedÃ¼rftig, da sie eine Verpflichtung zur Feststellung und nicht nur die
Verurteilung zu Leistungen betrifft. Sie ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, insbesondere
form- und fristgerecht erhoben (Â§Â 151 Abs.Â 1Â SGG). Sie ist jedoch
unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Klagen zu Recht abgewiesen. Der Bescheid der
Beklagten vom 8.Â August 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
29.Â August 2018 (Â§Â 95Â SGG) ist jedenfalls nicht zum Nachteil der KlÃ¤gerin
rechtswidrig. 

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Die erhobene Anfechtungs- und Verpflichtungsklage auf
Feststellung von (weiteren) Unfallfolgen ist gemÃ¤Ã� Â§Â 54 Abs.Â 1Â SGG
statthaft. Denn der Verletzte kann seinen Anspruch auf Feststellung, dass eine
GesundheitsstÃ¶rung Folge eines Arbeitsunfalls ist, nicht nur mit einer kombinierten
Anfechtungs- und Feststellungsklage im Sinne der Â§Â§Â 54 Abs.Â 1 SatzÂ 1, Â§Â 55
Abs.Â 1 Nr.Â 3Â SGG geltend machen. Er kann vielmehr wÃ¤hlen, ob er stattdessen
sein Begehren mit einer Kombination aus einer Anfechtungsklage gegen den das
Nichtbestehen des von ihm erhobenen Anspruchs feststellenden Verwaltungsakts
und einer Verpflichtungsklage verfolgen will (BSG, Urteil vom 5. Juli 2011 â�� B 2 U
17/10 R = BSGE 108, 274 = SozR 4-2700 Â§Â 11 Nr.Â 1 Rn 12 ff.). Beide
Rechtsschutzformen sind grundsÃ¤tzlich gleich rechtsschutzintensiv (BSG, Urteil
vom 15. Mai 2012 â�� B 2 U 31/11 R = NZS 2012, 909). Die auf GewÃ¤hrung einer
hÃ¶heren Verletztenrente als GesamtvergÃ¼tung gerichtete Klage ist als
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§Â 54 Abs.Â 1 SatzÂ 1,
Abs.Â 4Â SGG) statthaft.

Die Klage ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. 

1.)

Die Beklagte hat es zu Recht abgelehnt, weitere GesundheitsstÃ¶rungen in Form
einer verbliebenen InstabilitÃ¤t C4/C5 Grad 1 nach Meyerding sowie die
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BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS als Unfallfolgen anzuerkennen. Denn die
genannten GesundheitsstÃ¶rungen sind keine Folgen des Arbeitsunfalls vom
5.Â Februar 2015.

Bei dem Unfall vom 5.Â Februar 2015 hat es sich, was zwischen den Beteiligten zu
Recht unstreitig ist, um einen Arbeitsunfall i.S.d. Â§Â 8 Abs.Â 1 SÃ¤tze 1 und 
2Â SGBÂ VII gehandelt. Indes war dieser Arbeitsunfall nicht im
naturwissenschaftlichen Sinne kausal fÃ¼r die spÃ¤ter diagnostizierten
GesundheitsstÃ¶rungen in Form der InstabilitÃ¤t C4/C5 Grad 1 nach Meyerding und
den BewegungseinschrÃ¤nkungen der HWS. Der Senat vermochte sich insgesamt
nicht davon zu Ã¼berzeugen, dass die bei der KlÃ¤gerin durchaus bestehenden
gesundheitlichen Probleme im Bereich der WirbelsÃ¤ule auf den streitigen Unfall
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind.

Eine GesundheitsstÃ¶rung ist Unfallfolge eines Versicherungsfalls i.S. des 
Â§Â 8Â SGBÂ VII (im engeren Sinne), wenn sie gerade durch den
Gesundheitserstschaden des Arbeitsunfalls wesentlich verursacht worden ist. Der
Anspruch setzt grundsÃ¤tzlich das â��objektiveâ��, d.h. aus der nachtrÃ¤glichen
Sicht eines optimalen Beobachters, Vorliegen einer GesundheitsstÃ¶rung voraus,
die spezifisch durch den Gesundheitserstschaden des Arbeitsunfalls verursacht
worden ist (vgl. BSG, Urteil vom 6.Â September 2018 â�� B 2 U 16/17 R -, SozR
4-2700 Â§Â 11 Nr.Â 2, Rn. 14 m.w.N., juris). Das Vorliegen eines
Gesundheitserstschadens bzw. eines Gesundheitsfolgeschadens (Unfallfolgen) muss
im Wege des Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit,
fÃ¼r das Gericht feststehen. Dagegen genÃ¼gt fÃ¼r den Nachweis der
(wesentlichen) UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen dem Unfallereignis und dem
Gesundheitserst- bzw. -folgeschaden die (hinreichende) Wahrscheinlichkeit, nicht
allerdings nur die bloÃ�e MÃ¶glichkeit (BSG, Urteil vom 2. April 2009 â�� B 2 U
29/07 R -, juris, Rn 16).

Die Zurechnung des Schadens eines Versicherten zum VersicherungstrÃ¤ger
erfordert zweistufig die ErfÃ¼llung erstens tatsÃ¤chlicher und zweitens darauf
aufbauender rechtlicher Voraussetzungen. Die Verrichtung der versicherten
TÃ¤tigkeit muss die Einwirkung und in gleicher Weise muss die Einwirkung den
Gesundheitserstschaden sowohl objektiv (1. Stufe) als auch rechtlich wesentlich (2.
Stufe) verursacht haben (BSG, Urteil vom 13.Â November 2012 â�� B 2 U 19/11 R -,
juris, Rn. 32 ff). Auf der ersten Stufe setzt die Zurechnung voraus, dass die
Einwirkung durch die versicherte Verrichtung objektiv (mit)verursacht wurde. In der
gesetzlichen Unfallversicherung muss eine versicherte Verrichtung, die im Sinne der
â��conditio-sine-qua-non Formelâ�� eine erforderliche Bedingung des Erfolges
(stets neben anderen Bedingungen) war, darÃ¼ber hinaus in einer besonderen
tatsÃ¤chlichen (und auf der 2. Stufe dann auch rechtlichen) Beziehung zu diesem
Erfolg stehen. Sie muss Ursache des Erfolges gewesen sein, muss ihn tatsÃ¤chlich
mitbewirkt haben und darf nicht nur eine (bloÃ� im Einzelfall nicht wegdenkbare)
zufÃ¤llige Randbedingung gewesen sein. Ob die versicherte Verrichtung eine
Wirkursache fÃ¼r die festgestellte Einwirkung (und dadurch fÃ¼r den
Gesundheitserstschaden) war, ist eine rein tatsÃ¤chliche Frage. Sie muss aus der
nachtrÃ¤glichen Sicht (ex post) nach dem jeweils neuesten anerkannten Stand des
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Fach- und Erfahrungswissens Ã¼ber Kausalbeziehungen (gegebenenfalls unter
Einholung von SachverstÃ¤ndigengutachten) beantwortet werden (BSG, Urteil vom
13.Â November 2012, a.a.O.). Ist der Gesundheitserstschaden in diesem Sinne eine
notwendige Bedingung des weiteren Gesundheitsschadens, wird dieser ihm aber
nur dann zugerechnet, wenn er ihn wesentlich (mit-)verursacht hat.
â��Wesentlichâ�� (zurechnungsbegrÃ¼ndend) ist der Gesundheitserstschaden
fÃ¼r den weiteren Gesundheitsschaden nach der in der Rechtsprechung des BSG
gebrÃ¤uchlichen Formel, wenn er eine besondere Beziehung zum Eintritt dieses
Schadens hatte (vgl. nur BSG, Urteil vom 9. Mai 2006 â�� B 2 U 1/05 R â�� BSGE
96, 196 = SozR 4-2700 Â§Â 8 Nr.Â 17 Rn. 15 ff. m.w.N.).

Mit Blick auf die als Unfallfolgen geltend gemachte InstabilitÃ¤t C4/C5 Grad 1 nach
Meyerding und die BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS liegen bereits die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Zurechnung auf der ersten Stufe nicht vor. Der Facharzt
T1 hat in seinem Gutachten vom 15. Oktober 2019 mit ausfÃ¼hrlicher und
nachvollziehbarer BegrÃ¼ndung auf den Unfall vom 5. Februar 2015 lediglich eine
folgenlos gebliebene Distorsion der HalswirbelsÃ¤ule (HWS-Distorsion Grad II nach
Quebec-Task-Force) zurÃ¼ckgefÃ¼hrt. Er hat insbesondere plausibel und
schlÃ¼ssig argumentiert, dass es bereits biomechanisch nicht erklÃ¤rbar ist, dass
eine Krafteinwirkung durch den Unfall im Bereich der HWS ausschlieÃ�lich das
vordere LÃ¤ngsband betrifft und alle Ã¼brigen umgebenden knÃ¶chernen
ligamentÃ¤ren und auch muskulÃ¤ren Strukturen nicht betroffen sein sollen. Unter
Verweis auf den kernspintomographischen Befund erlÃ¤uterte er, dass dieser fÃ¼r
eine unfallunabhÃ¤ngige bestehende degenerative VerÃ¤nderung der HWS spricht.
Als gegen eine durch den Unfall bedingte strukturelle Verletzung sprechend hat er
zudem nachvollziehbar den ersten klinischen Befund am Tag nach dem Unfall wie
auch das Ergebnis der ersten radiologischen Untersuchung nach dem Unfall
berÃ¼cksichtigt sowie, dass bei einer strukturellen Verletzung eine â�� tatsÃ¤chlich
nicht dokumentierte â�� unmittelbar einsetzende starke klinische Symptomatik zu
erwarten gewesen wÃ¤re. T1 hat vor diesem Hintergrund fÃ¼r den Senat
Ã¼berzeugend herausgearbeitet, dass eine unfallbedingte MdE auf
orthopÃ¤disch/unfallchirurgischem Fachgebiet zu keinem Zeitpunkt bestand. Dies
entspricht im Ergebnis den fachÃ¤rztlichen Stellungnamen des Z1 vom 4.Â April
2017 und 3. Mai 2017, in denen dieser ausgefÃ¼hrt hat, keine sicher frische
substantielle Verletzungsfolge in zeitlicher Ã�bereinstimmung mit dem
Unfallereignis feststellen zu kÃ¶nnen und desgleichen dargelegt hat, dass die
Degeneration der Bandscheibe im Segment CÂ 4/5 nicht auf das Unfallereignis
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann, zumal auch in den Nachbarsegmenten diskrete
degenerative BandscheibenschÃ¤den vorliegen. Vor dem Hintergrund, dass sich
keine strukturellen Verletzungen im Bereich der HWS nachweisen lieÃ�en, erachtet
der Senat die abweichenden Ã¤rztlichen Beurteilungen des S2 sowie des H2 (der
jedoch auch nur eine das klÃ¤gerische Begehren auf eine hÃ¶here Verletztenrente
nicht stÃ¼tzende vorÃ¼bergehend unfallbedingte Verschlimmerung und
verbliebene MdE von 10 vH annahm) als nicht Ã¼berzeugend. Beide haben keine
Ã¼berzeugende BegrÃ¼ndung dafÃ¼r abgegeben, weshalb die BeeintrÃ¤chtigung
Segment C 4/5 unfallbedingt, die ebenfalls nachgewiesenen
Bandscheibenbeschwerden in weiteren Segmenten hingegen unfallunabhÃ¤ngig
sein sollen. 
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Soweit die KlÃ¤gerin ihr Begehren auf den Bericht der BGU Klinik F1 (insbesondere
das Konsil des S1) vom Mai 2015 stÃ¼tzt, ist anzumerken, dass dieser Bericht
zusammenfassend im Ergebnis damit endet, eine MdE im rentenberechtigendem
AusmaÃ� kÃ¶nne momentan â��nicht sicher ausgeschlossen werdenâ�� und
mÃ¼sse ggf. gutachterlich beurteilt werden. Ein Nachweis einer Verletzung, die
hinreichend wahrscheinlich auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist, kann hierin nicht
gesehen werden, sondern dieser Bericht ist allenfalls als Ausgangspunkt der
mittlerweile erschÃ¶pfend und umfangreich durchgefÃ¼hrten
Sachverhaltsermittlungen zu sehen, die das Begehren der KlÃ¤gerin nicht
bestÃ¤tigen konnten. 

Ohne dass es fÃ¼r die Entscheidung des Rechtsstreits hierauf Ã¼berhaupt noch
entscheidungserheblich ankommt, ist zudem darauf hinzuweisen, dass durch das
auf Antrag der KlÃ¤gerin eingeholte Gutachten desÂ V1 die medizinische Bewertung
T1 und Z1 vollumfÃ¤nglich bestÃ¤tigt wurde. Das Gutachten des V1 ist verwertbar.
Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige ist nicht verpflichtet, sÃ¤mtliche fÃ¼r die
Begutachtung notwendigen TÃ¤tigkeiten persÃ¶nlich vorzunehmen, sondern darf
bei der Vorbereitung und Abfassung des schriftlichen Gutachtens geschulte und
zuverlÃ¤ssige HilfskrÃ¤fte sowie wissenschaftliche Mitarbeiter heranziehen (vgl.
hierzu und zum Folgenden: BVerwG, Urteil vom 28. Februar 1992 â�� 8 C 48/90 -,
Rn. 9 ff, juris), so dass die durch B1 vorgenommen Untersuchung der KlÃ¤gerin
nicht zur Unverwertbarkeit des Gutachtens fÃ¼hrt. Zwar muss auch bei Mitwirkung
geeigneter Hilfspersonen die volle persÃ¶nliche Verantwortung des gerichtlich
ernannten SachverstÃ¤ndigen gewahrt sein, innerhalb der dadurch gezogenen
Grenzen steht es jedoch im Ermessen des SachverstÃ¤ndigen, in welcher Art und
Weise er sich die fÃ¼r die Begutachtung erforderlichen Kenntnisse verschafft (vgl.
BGH, Urteil vom 28. Juni 1972 â�� IV ZR 51/71 â�� VersR 1972, 927 ). Die Erstellung
des auf Antrag der KlÃ¤gerin eingeholten medizinischen
SachverstÃ¤ndigengutachtens hÃ¤lt sich noch in diesem Rahmen. V1, der zuvor
vom Senat mehrfach auf die Pflicht zur persÃ¶nlichen Gutachtenserstellung
hingewiesen worden war, hat die volle Verantwortung fÃ¼r das erstattete
Gutachten Ã¼bernommen, indem er dieses als verantwortlicher Gutachter
unterzeichnet hat. Anhaltspunkte wonach V1, mangels eigener gesicherter
Erkenntnisse, diese Verantwortung fÃ¼r das schriftliche Gutachten nicht hÃ¤tte
wirksam Ã¼bernehmen kÃ¶nnen, sind bei der geforderten orthopÃ¤dischen
Begutachtung weder ersichtlich noch hat die rechtskundig vertretene KlÃ¤gerin
insoweit das Gutachten durch substantiiertes Vorbringen â��schlÃ¼ssig in Frage
gestelltâ�� (vgl. zu diesem Erfordernis: BVerwG, Urteil vom 28. Februar 1992 â�� 8
C 48/90 -, Rn. 11, juris). Inhaltlich hat sichÂ V1 dem Ergebnis des Gutachtens des T1
ausdrÃ¼cklich angeschlossen. Er hat vertiefend und ergÃ¤nzend dargelegt, dass
sich aus den Kernspintomographieaufnahmen der HalswirbelsÃ¤ule vom 20.
Februar 2015 zusammenfassend kein Anhalt fÃ¼r eine strukturelle SchÃ¤digung
ergibt, sondern sich eine traumatisch bedingte SchÃ¤digung der Bandscheibe im
Sinne einer ZerreiÃ�ung oder Einblutung anhand dieser Aufnahmen definitiv
ausschlieÃ�en lÃ¤sst. 

2.)
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Die KlÃ¤gerin hat auch keinen Anspruch auf eine hÃ¶here Verletztenrente fÃ¼r den
GesamtvergÃ¼tungszeitraum. 

GemÃ¤Ã� Â§ 75 SGB VII kann der UnfallversicherungstrÃ¤ger die Versicherten nach
Abschluss der Heilbehandlung mit einer GesamtvergÃ¼tung in HÃ¶he des
voraussichtlichen Rentenaufwandes abfinden, soweit nach allgemeinen Erfahrungen
unter BerÃ¼cksichtigung der besonderen VerhÃ¤ltnisse des Einzelfalles zu erwarten
ist, dass nur eine Rente in Form der vorlÃ¤ufigen EntschÃ¤digung zu zahlen ist.Â  

Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 8. August 2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 29. August 2018 eine Rente als vorlÃ¤ufige
EntschÃ¤digung in Form der GesamtvergÃ¼tung nach einer MdE von 20 vH
gewÃ¤hrt. Diese Entscheidung erweist sich nicht als rechtswidrig. Zum einen lehnt
der GesamtvergÃ¼tungsbescheid die WeitergewÃ¤hrung der Rente nicht ab; eine
Entscheidung Ã¼ber die sich an den Endzeitpunkt der GesamtvergÃ¼tung
anschlieÃ�ende RentengewÃ¤hrung ist in diesem Bescheid nicht enthalten (vgl.
Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 23.Â Januar 2004Â â�� L 2 U 158/02
Â â��, Rn. 24, juris). Diese ist vielmehr Gegenstand des noch beim SG anhÃ¤ngigen
und derzeit ruhenden Verfahrens S 4 U 1229/19. Zum anderen hat die Beklagte die
MdE fÃ¼r die Verletztenrente als GesamtvergÃ¼tung mit 20 vH jedenfalls nicht
zum Nachteil der KlÃ¤gerin, also nicht zu niedrig, festgesetzt. Ein Anspruch auf
GewÃ¤hrung nach einer MdE von 30 vH fÃ¼r die Zeit vom 1. Mai 2017 bis zum 31.
Januar 2018 besteht nicht. Wie unter 1.) dargelegt folgt der Senat dem
Ã¼berzeugend begrÃ¼ndeten Gutachten des T1, wonach eine unfallbedingte MdE
auf orthopÃ¤disch/unfallchirurgischem Fachgebiet zu keinem Zeitpunkt bestand.
Dies wurde durch das auf Antrag der KlÃ¤gerin eingeholte Gutachten des V1 explizit
bestÃ¤tigt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193Â SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 06.12.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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